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Inhalt: Verordnung, betreffend die Kautionen von Beamten aus dem Bereiche des Finanzminiſteriums, 
S. 17. — Vertrag zwiſchen Preußen und Waldeck-Pyrmont, betreffend die Fortführung der Ver⸗ 
waltung der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont durch Preußen, S. 18. 


(Nr. 8541.) Verordnung, betreffend die Kautionen von Beamten aus dem Bereiche des 
Finanzminiſteriums. Vom 19. Januar 1878. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des F. 3 des Geſetzes, 2 0 die Kautionen der Staats. 
beamten, vom 25. März 1873 (Geſetz⸗Samml. S. 125), was folgt: 
f Einziger Paragraph. | 
Dien unter 2. der Verordnung vom 24. März 1877, betreffend die Kau- 
tionen von Beamten aus dem Bereiche des Finanzminiſteriums (Geſetz⸗-Samml. 
S. 109), verzeichneten kautionspflichtigen Beamtenklaſſen im Bereiche der Ver⸗ 
waltung der direkten Steuern, und zwar bei der Königlichen Kreiskaſſe in Frank 
furt a. M., treten hinzu: | 
die mit dem nee von direkten Staatsſteuern oder anderen 
Gefällen beauftragten Buchhalter bei der Königlichen Kreiskaſſe zu 
Frankfurt a. M. 

Die Höhe der Kaution für die vorbezeichnete Beamtenklaſſe beträgt 
3000 Mark. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 10. Juli 1874, 
betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des Staatsminiſteriums 
und des Finanzminiſteriums (Geſetz-Samml. S. 260), auch auf dieſe Beamten⸗ 
klaſſe Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 1%, Januar 1878. 


(I. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. 
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(Nr. 8542.) Vertrag zwiſchen Preußen und Waldeck⸗Pyrmont, betreffend die Fortführung 


der Verwaltung der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont durch Preußen. 
Vom 24. November 1877. 


Sem Majeftät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Durch⸗ 
laucht der Fürſt zu Waldeck und Pyrmont, von dem Wunſche geleitet, den 
Fürſtenthümern Waldeck und Pyrmont auch fernerhin eine Erleichterung der 
ihnen durch ihre Zugehörigkeit zum Deutſchen Reiche auferlegten Laſten zu ver⸗ 
ſchaffen, haben beſchloſſen, zu dieſem Behufe an Stelle des am 31. Dezember 
1877 ablaufenden Vertrages vom 18. Juli 1867 einen neuen Vertrag abzu⸗ 
ſchließen und demgemäß bevollmächtigt 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
den Wirklichen Legationsrath Otto Hellwig und 
den Geheimen Finanzrath Karl Merleker, 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Waldeck und Pyrmont: 
den Landesdirektor der Fürſtenthümer Hugo von Sommerfeld, 
welche nach Austauſch ihrer gut und richtig befundenen Vollmachten ſich über 
nachſtehende Artikel geeinigt haben. 


Artikel 1. 

Preußen führt die von ihm übernommene innere Verwaltung der Fürſten⸗ 
thümer Waldeck und Pyrmont fort. Auch die Verwaltung des Stifts Schaaken 
geht auf Preußen über. 

Ausgeſchloſſen und ſomit Seiner Durchlaucht dem Fürſten vorbehalten 
bleibt nur 10 01 Verwaltung, welche dem Fürſtlichen Konſiſtorium in feiner 
Eigenſchaft als Oberkirchenbehörde zuſteht, ſowie die Verwaltung des in dem 
mee vom 16. Juli 1853 x. bezeichneten Domanialvermögens, letztere jedoch 
mit den in den Artikeln 9 bis 11 dieſes Vertrages beſtimmten Maßgaben. 


Artikel 2. 

Die e Namens Seiner Durchlaucht des Fürſten in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der Verfaſſung und den Geſetzen der Fürſtenthümer geführt. 
Artikel 3. 

Preußen bezieht die geſammten Landeseinnahmen der Wande und 
beſtreitet die ſämmtlichen Landesausgaben mit dane der Ausgaben für das 
Konſiſtorium in ſeiner Eigenſchaft als Oberkirchenbehörde. Dieſe letzteren Aus⸗ 
gaben werden für die Dauer des Vertrages aus der Domanialkaſſe beſtritten. 


Artikel 4. 

Seine Majeſtät der König von Preußen übt bezüglich der inneren Ver⸗ 
waltung der Fürſtenthümer die volle Staatsgewalt, wie ſie Seiner Durchlaucht 
dem Fürſten verfaſſungsmäßig zuſteht. Letzterem bleibt jedoch das Begnadigungs⸗ 
recht in den verfaſſungsmäßigen und gefegmäßigen Grenzen, ſowie das Recht 
der Zuſtimmung zu Verfaſſungsänderungen und Geſetzen, inſoweit ſie nicht die 
Organiſation der Juftiz und Verwaltungsbehörden (Art. 6) betreffen, vorbehalten. 
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a Artikel 5. Ar 
An der Spitze der Verwaltung der Fürſtenthümer ſteht ein von Seiner 
Majeſtät dem Könige zu ernennender Landesdirektor, welcher die verfaſſungs⸗ 
mäßig der Landesregierung obliegende Verantwortlichkeit übernimmt. 


Artikel 6. 
Preußen iſt berechtigt, die Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden nach eigenem 
Ermeſſen anderweitig zu organiſtren. Die Befugniſſe der Behörden höherer 
Inſtanzen können Preußiſchen Behörden übertragen werden. 


Artikel 7. 


Die ſämmtlichen Staatsbeamten werden von Preußen ernannt und leiſten 
Seiner Majeſtät dem Könige den Dienſteid. Sie haben, einſchließlich des 
Landesdirektors, die Verfaſſung der Fürſtenthümer gewiſſenhaft zu beobachten 
und deren genaue Einhaltung ausdrücklich zu geloben. 

In den Dienſteid des Landesdirektors wird das Gelöbniß aufgenommen, 
in Bezug auf die Seiner Durchlaucht dem Fürſten in den Artikeln 4 und 8 dieſes 
Vertrages vorbehaltenen Rechte Höchſtdemſelben treu und gehorſam zu ſein. 


Artikel 8. 


Seine Durchlaucht der Für übt die Ihm verbleibende Vertretung des 
Staates nach Außen durch den Landesdirektor und unter deſſen Verant⸗ 
wortlichkeit. 

Die entſtehenden Koſten werden, wie bisher, aus der Landeskaſſe beſtritten. 


Artikel 9. 


Hinſichtlich der de des Domanialvermögens zu den Landes⸗ 
ausgaben, ſowie hinſichtlich der Seiner Durchlaucht dem Fürſten aus den Do⸗ 
manialeinkünften zuſtehenden Einnahmen greifen die rezeßmäßigen Vereinbarungen 
zwiſchen der Fürſtlichen Regierung und den Ständen der Fürſtenthümer Waldeck 
und Pyrmont vom 16. Juli und 15. November 1853 Platz. 

Die Preußiſche Regierung ift befugt, ſich durch Einſicht der Etats, Rech⸗ 
nungen und Akten der Fürſtlichen Domanialverwaltungsbehörde davon zu über⸗ 
dert daß der Beitrag des Domaniums zu den Landesausgaben, wie er von 

er Fürſtlichen Domanialverwaltungsbehörde berechnet wird, den vorerwähnten 
rezeßmäßigen Vereinbarungen entſpricht. 

Eine Mitbenutzung der Landesdienſtſtellen durch die Domanialverwaltung 
findet nicht ſtatt. 

Artikel 10. 


Veräußerungen und Verpfändungen der Domanialſtücke, ſowie Verfü 
ungen, durch welche die Subſtanz des Domaniums verringert werden würde, 
edürfen der Zuſtimmung der Stände der Fürſtenthümer, ſowie mit Rückſicht 
auf das während der Vertragsdauer in Betracht fallende Intereſſe Preußens an 
dem Stande der Domanialeinkünſte der Zuſtimmung der Preußiſchen Regierung. 
(Nr. 8542.) . 
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Artikel 11. 


Seine Durchlaucht der Fürſt wird alljährlich den Ständen der Fürſten⸗ 
thümer, ſowie aus der vorerwähnten Rückſicht auch der 17 1 Ne Regierung 
eine Ueberſicht des Domanial⸗Stammvermögens einſchließlich aller dazu gehörigen 
Rechte, Hebungen, Kapitalbeſtände ꝛc. nebſt einer Nachweiſung der darin ein⸗ 
getretenen Veränderungen vorlegen. 


Artikel 12. 
Gegenwärtige 1 mi tritt vom 1. Januar 1878 ab auf die Dauer 


Artikel 13. 


Gegenwärtige Uebereinkunft ſoll . und der Austauſch der Natifi- 
kations- Urkunden innerhalb vier Wochen in Berlin bewirkt werden, vorbehaltlich 
der Zuſtimmung der beiderſeitigen Landesvertretungen. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet 
und unterſiegelt. 


Berlin, den 24. November 1877. 


Otto Hellwig. Karl Merleker. Hugo von Sommerfeld. 
(. S.) (. S.) U 8) 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und es hat der Austau der 
Ratifikations⸗Urkunden ſtattgefunden. 5 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei (unter Reichs verwaltung). 
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